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Einleitung
Die Situation der Flüsse und Meere und vor allen Dingen der
Zustand der Elbe und der Nordsee hat sich trotz vieler Hin-
weise, Aktionen und vieler Aktivitäten von Bürgerinitiativen
nicht verbessert, sondern verschlechtert.

Die Politiker und Behörden der Stadt Hamburg haben un-
sere Argumente mit dem lapidaren Hinweis abgetan:

daß die Belastungen aus der DDR und CSSR so groß sei-
en, daß man in Hamburg nichts zur Sanierung beitragen
könne und nur Geld verschwende.

Seitdem die so beliebten Knopfaugen der Robben so plötz-
lich und sicher aus der Nordsee verschwinden und bald nur
noch im Zoo zu besichtigen sein werden, stehen unsere bis
zu zehn Jahre alten Forderungen bei den Behörden und Po-
litikern an erster Stelle. Als eines von vielen Beispielen sei
hier kurz das „modernste Klärwerk (Dradenau) in Europa"
erwähnt:

1983 forderten wir die Phosphateliminierung und Deni-
trifikation. Die Ablehnung erfolgte prompt durch Behör-
den und Politiker, diese Maßnahmen würden aufgrund
der hohen Vorbelastung aus DDR und CSSR nichts nut-
zen. Das Klärwerk soll jetzt nachgerüstet werden, nach-
dem es gerade eröffnet wurde. Die Ankündigung ist aber
insofern unglaubwürdig, weil z.Zt. keine Gelder dafür
vorgesehen sind und solche verbalen Attacken sich in der
Bevölkerung gut verkaufen lassen.

Um dieser, der Elbe und Nordsee wenig helfenden Politik

etwas entgegenzusetzen, haben wir im April 1988 unser Kon-
zept mit Fachleuten diskutiert.

Die Idee, die dieser Arbeit zugrundeliegt, ist einfach und
auch nicht neu: man muß das gesamte Einzugsgebiet der
Elbe betrachten und versuchen zu verstehen. Fast 30 Millio-
nen Menschen leben und arbeiten in ihm. Wenn der Strom
Elbe in Hamburg ankommt, trägt er bereits die Belastungen
des größten Teils von ihnen mit sich. Deswegen darf man den
Oberliegern keinen moralischen Vorwurf machen, denn das
führt nicht zu konstruktiven Verhandlungen, sondern zu dem
Schwarze-Peter-Spiel, wie wir es in der Frage des Grenz-
verlaufs in der Elbe beobachten konnten.

Wir arbeiteten unsere Idee zu einem Konzept eines „Plans
für die Elbe" aus und luden Personen und Institutionen aus
allen Eibanliegerstaaten ein, sich zu treffen und über unseren
Vorschlag zu diskutieren. Aus der CSSR kam leider keine Re-
aktion. Kontakte zum Umweltministerium und der Gesell-
schaft für Natur und Umwelt der DDR wurden geknüpft, zur
Entsendung eines Vertreters zu der Veranstaltung konnten
wir unsere Gesprächspartner jedoch nicht bewegen. Wir
sind trotzdem davon überzeugt, daß DDR und CSSR sich
schließlich an einem „Plan für die Elbe" beteiligen werden,
da die Notwendigkeit einer Sanierung für sie ebenso drin-
gend ist wie hier und die Kerngebiete dieser Staaten betroffen
sind, während der Unterelberaum doch nur ein kleiner Rand
der Bundesrepublik ist.



Im Rathaus Hamburg versammelten sich am 16. April
1988:
Eva-Maria Baumgardt, freiberufl. Lehrerin/. Naturwis-
senschaften
Dr. Gerd Flügge, Leiter der Wassergütestelle Elbe
Dr. WulfGre\ve, Wissenschaftler an der Biologischen An-
stalt Helgoland und Deputierter der Umweltbehörde
Hamburg
Thomas Kleineidam, Umweltschutzgritppe Geowissen-
schaften/Physik
Senator Jörg Kuhbier, Präses der Umweltbehörde Ham-
burg
Icia Oquinena, Planungsinstitut Küstenregion
Burghard Rauschelbach, Mitarbeiter am Gutachten
„ökologische Darstellung des Unterelberaums" der Fa.
Dornier-System
Dr. Henning Rubach, Beamter in der Umweltbehörde
Hamburg
Jürgen Schoer, Wissenschaftler an der TU Hamburg-Har-
burg
Dr. Cord Schwartau, Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung, Berlin (West)
Dr. Klaus Baumgardt, Förderkreis „Rettet die Elbe"
Herbert Nix, Förderkreis „Rettet die Elbe"

Die Auswertung der Wortprotokolle de> Seminars ist nun
abgeschlossen. Wir dokumentieren hier die Unterlagen, Dis-
kussionsergebnisse und einige Aspekte des Besuchs von Bun-
desumweltminister Töpfer in der DDR im Juli 1988.

Die im Bericht genannten Faktoren sind so gewissenhaft
recherchiert, wie das für uns möglich war. Teilweise mußte
auf sehr alte Datenquellen zurückgegriffen werden, einige
Angaben sind von uns nur grob geschätzt. Das Haupthinder-
nis ist, daß in der Regel Statistiken auf der Basis von Ver-
waltungseinheiten geführt werden und nicht für Flußeinzugs-
gebiete. Wir sind andererseits überzeugt, selbst wenn etliche
Zahlen berichtigt werden müssen, daß das Gesamtbild und
unsere Folgerungen und Bewertungen erhalten bleiben.

Unsere Herangehensweise zur Sanierung der Elbe wurde
prinzipiell von den Teilnehmern akzeptiert. Das Ergebnis
der fast achtstündigen Diskussion ermutigte uns, den ange-
fangenen Weg weiter zu verfolgen. Unser nächster Schritt
wird die Konkretisierung und Umsetzung der einzelnen Maß-
nahmen sein.

Dr. Rubach (Umweltbehörde Hamburg):
„Denn ich meine, die Elbe ist doch nicht dafür da, daß ein
Fluß irgendwie runterfließt!"

Förderkreis „Rettet die Elbe e.V."
Hamburg, im Januar 1989

Wie kann die Elbe saniert werden?
Der jahrzehntelange Niedergang des Gewässers Elbe ist von
„Rettet die Elbe" e.V. beobachtet und dargestellt worden.
Die Verschmutzer wurden angeprangert, die verantwortli-
chen Behörden angetrieben und die Bürger aufgeklärt. Wenn
die Elbe noch nicht als „Totalschaden" abzubuchen ist, dann
auch dank „Rettet die Elbe" und anderen Umweltschutzgrup-
pen.

Auf der anderen Seite muß man die Tendenz abwärts, zwar
gebremst, weiterhin feststellen. Eine grundsätzliche Wende
wurde durch eine kurzsichtige Politik verhindert. In der Bun-
desrepublik werden langsam und widerwillig gerade einmal
die gesetzlichen Mindestanforderungen nach dem Wasser-
haushaltsgesetz eingeführt. Das Hauptaugenmerk aber gilt
dem Beweis und der Propaganda, welche gräßlichen Ver-
schmutzer die Oberlieger seien und wie klein dagegen der
eigene Beitrag. Die „Sündenböcke" hüllen sich in Schwei-
gen, was sie von den Elbproblemen halten und gegen die Ver-
schmutzung zu tun gedenken.

Beide Lager sind auf ihre jeweils eigene Art einäugig. In
der Bundesrepublik verkennt man, daß ein Vergleich der ab-
soluten Schadstofffrachten allein nicht genügt, die Forde-
rung nach besserer Abwasserreinigung in den oberhalb lie-
genden Staaten zu begründen.

Erst wenn man die Fracht eines Teileinzugsgebietes in Be-
ziehung setzt zu seiner Größe, Einwohnerzahl und Industrie-
besatz, dann kann man erkennen, ob man effizienter als der
Nachbar seine Schadstoffe zurückhält.

Bei einigen Parametern wird im Unterelberaum das Ab-
wasser deutlich besser gereinigt, bei anderen jedoch liefern
die Oberlieger weniger, als es ihrem Anteil von 90% der Flä-
che und der Einwohner im gesamten Elbegebiet entspricht.

Die Oberlieger wiederum sehen nicht den Nutzen umfas-
sender Öffentlicher Aufklärung, durch die die Lasten von Sa-
nierungen, die früher oder später sowieso fällig werden.

umso eher akzeptiert werden, wenn für den Bürger der öko-
logische Gewinn und eine planvolle und gerechte Verteilung
von Kosten und Nutzen erkennbar sind.

Die jüngsten politischen Ereignisse, die Unterzeichnung
von Rahmenabkommen für den Umweltschutz zwischen der
Bundesrepublik und der CSSR als auch der DDR, und der
Besuch des Staatsratsvorsitzenden der DDR in der Bundes-
republik, haben Möglichkeiten eröffnet, die Blockierungen
zu beseitigen und zu einer Politik zu finden, die auf dem ge-
meinsamen materiellen Interesse beruht, die Elbe als Öko-
system zu retten. Daß eine derartige Einigung möglich ist,
zeigt das Übereinkommen von Helsinki zum Schutz der Ost-
see.

„Rettet die Elbe" hatte Fachleute aus allen Anliegerlän-
dern zu einem Seminar eingeladen, in dem die Bedingungen
diskutiert wurden, wie ein wirksamer Plan zur Sanierung
des Gewässers Elbe aufgestellt werden kann.

Voraussetzung für einen gemeinsamen Plan für die Elbe
ist ein Einverständnis darüber, was die Elbe ist und sein soll.
Als „Elbe" soll hier nicht nur die Hauptrinne gelten, in der
das Wasser in die Nordsee abfließt, sondern auch alle Neben-
flüsse, ja das ganze Gewässereinzugsgebiet.

Als „Belastung" müssen wir alle Nutzungen durch den
Menschen des Gewässereinzugsgebiets erkennen, die das
„wilde" Gewässer so verändert haben, daß es nicht von
selbst in den ursprünglichen Zustand zurückkehren kann.
Theoretisch ist Nutzung auch als Verbesserung denkbar, die
die Bestände, Artenvielfalt und Stabilität des Ökosystems er-
höht. Dieser Fall kann heute nur als Ökotopie angestrebt wer-
den.

Bis zu einem gewissen Grad, einem „Qualitätszier, muß
Nutzung jedoch als legitim anerkannt werden. Ein „Bewußt-
sein" der Bürger für eine gerechte Verteilung der erlaubten
Nutzungen ist durch Aufklärung und Erziehung zu ent-
wickeln.



Der formale Ausdruck des Willens der Anwohner und Po-
litiker zu einer sauberen Elbe findet sich in einem zwischen-
staatlichen „Abkommen". Wo welche Maßnahmen notwen-
dig sind, muH in einem „Plan" festgelegt werden, der von
Fachleuten im Rahmen des Abkommens entwickelt werden
muß.

Die Veranstaltung sollte zeigen, daß es Verständigungs-
möglichkeiten über Methoden und Inhalte eines Plans für die
Elbe gibt, wodurch ein politisches Abkommen und die Ein-
richtung offizieller Institutionen auf eine sachliche Basis ge-
stellt werden kann.

Folgende inhaltliche Abschnitte wurden behandelt:

Geologie und Geographie des Elberaumcs

Geologie und Geographie setzen die Grenzen der natürli-
chen Eigenschaften des Gewässers und so auch seiner Nutz-
barkeit und Belastbarkeit. Wesentlicher Teil einer Beschrei-
bung ist beispielsweise eine regional differenzierte Bilanz
des Wasserhaushalts, also der Niederschlagsmengen, der
Grundwasserneubildung, der Wasserförderung und schließ-
lich der Abflußspende an das unterliegende Teilgebiet,

Nutzung und Belastung

Siedlungen, Industriereviere, Landwirtschaft und Verkehr
nutzen fast den gesamten Elberaum. Jedoch fehlt eine um-
fassende Bestandsaufnahme der Nutzungen, um ein vollstän-
diges Bild der Belastung des Gewässers zu erhalten, die ja
nicht nur aus Abflußrohren in den Vorfluter kommt. Im Un-
t^relberaum wurde bisher nicht versucht, ein konsistentes Be-
lastungskataster aufzustellen. Nur die Schadstofffracht der
Oberlieger wird in Perfektion bestimmt, bei der Überwa-
chung der eigenen Direkteinleiter bestehen große Lücken,
und es wird noch nicht einmal versucht, den Eintrag durch
Abschwemmungen zu schätzen. Jede Belastung zu messen

ist weder möglich noch vom Aufwand her sinnvoll. Gesucht
ist eine Methode, sie plausibel aus den Nutzungen abzuleiten.

Qualitätsziele

Die herkömmliche Gewässergüteklassierung reicht nicht
aus, den angestrebten Zustand der Elbe zu definieren, da sie
viele Parameter nicht beinhaltet, die für die Gewässerqualität
hier von Bedeutung sind. Dazu gehören Schwermetall-Kon-
zentrationen, aber ebenso Kanalisierung, Uferverbauung
und Stauhaltungen. Qualitätsziele können aus den gewünsch-
ten Nutzungen (Trinkwassergewinnung, Fischer usw.) oder
der natürlichen Belastung (geogene Schwermetallgehalte) ab-
geleitet werden.

Bewußtsein

„Rettet die Elbe" will mehr als den undifferenzierten Kon-
sens, daß mehr für die Sanierung der Elbe getan werden müs-
se, nämlich eine kritische Öffentlichkeit. Weder ausgegrenzt
noch vereinnahmt sollte eine Institution aus unabhängigen
Bürgern, ein „Elbebeirat" die Sanierung der Elbe begleiten.
Aufgaben eines Elbebeirats sollen sein, die Durchführung
der Sanierungsplänc durch die Behörden zu beobachten und
ggf. diese vorantreiben, und selbst Umwelterziehungspro-
gramme zu veranstalten.

Plan

Die vorausgegangenen Abschnitte beschreiben Grundlagen,
auf denen Pläne aufgebaut werden können. Bis jetzt können
nur Beispiele gegeben werden — warum eine Phosphatfäl-
lungsanlage in Hamburg, oder warum eine bessere Abwas-
sertechnik bei der Chloralkalielektrolyse in der DDR zur Sa-
nierung der Elbe beitragen würden.

Geographie
Die Geographie des Elberaums bestimmt zunächst einmal
den Gegenstand des internationalen Abkommens und des
Plans für die Elbe. Es sollte in erster Linie eine physisch be-
stimmbare Grenze sein. Die Karte des Titelblattes umreißt
das Niederschlagsgebiet, d.h. in diesem Raum fließt alles Re-
genwasser oberflächlich in die Elbe. Die Grundwasserschei-
de kann unterschiedlich dazu sein.

Das Niederschlagsgebiet

Die Erfassung des Niederschlaggebietes, d.h. des Elbeein-
"jgsgebietes soll auch der Verdeutlichung dienen, mit was
rür Flächen, Wassermengen und Bevölkerungsdichten wir es
r.i^r zu tun haben. Fast 90% des Elbeeinzugsgebietes liegen
in d-Jr DDR und der CSSR. Der Rest verteilt sich auf
"•Vcst-Berlin und die BRD. Von der gesamten Fläche der
I "TR liegen immerhin ca. 73% im Elbeeinzugsgebiet, in der
CSSR sind es 35 %. Dort findet sich auch fast der gesamte
S^..-r.2sraum beider Staaten. In der BRD ist es nur ein ganz
..-- -j,-r Teil. 7 fc .

„Rettet die Elbe" legt auf eine eingehende Darstellung der
Geographie vor allem deshalb viel Wert, damit die betrof-
fenen Leser die räumlichen Zusammenhänge der Umwelt-
probleme besser verstehen, vor allem auch die des Nachbar-
volkes.

Die Niederschlage

Ein wichtiger, aber wenig bekannter Punkt ist z.B., daß das
Wassereinzugsgebiet der Elbe im Bereich der DDR und
CSSR vergleichsweise niederschlagsarm ist. Hingegen ist an
der Unterelbe die Vorflut zum Verdünnen von Abwasser im
Überfluß vorhanden. Die Niederschläge, die den Elbeabfluß
speisen, liegen an der Küste bei 800 mm/a und nehmen land-
einwärts allmählich ab. In Berlin fallen im langjährigen Mit-
tel 590 mm/a und in Prag nur noch 490 mm/a Regen. An den
Kämmen der Gebirge treten natürlich sehr viel stärkere Nie-
derschläge auf.

In unseren Breiten verdunsten ca. 50% des Niederschlags
wieder. Der Rest fließt entweder oberflächlich in die Vorflut



ab oder sickert m das Grundwasser und trägt so zum Abfluß
der Elbe bei.

Der Abfluß der Elbe in die Nordsee beträgt durchschnitt-
lich 900 m3/sec.

Im Vergleich der Rhein:
Die Verhältnisse am Rhein sind wesentlich günstiger und las-
sen sich nicht ohne weiteres mit den Verhältnissen an der
Elbe vergleichen.

* Die Niederschläge in den Alpen sind wesentlich höher.
* Der Rheinabfluß in die Nordsee beträgt 2.300 m3/sec.,

das 2,5-fache vom Eibabfluß.
* Das Einzugsgebiet beträgt nur das 1,5-fache (252.000

km2).
Durch die günstigeren Verhältnisse am Rhein werden die

Schadstoffeinträge folglich stärker verdünnt als in der Elbe.
Auch im Elbeeinzugsgebiet stellen sich für die verschie-

denen Gebiete günstige und ungünstige Verhältnisse ein;
Günstiger stellt sich die Situation am Elbeunterlauf dar,

denn hier fallt mehr Regen als im Oberlauf. Ausgleichend

wirkt sich auch der Zustrom von Grundwasser aus den mäch-
tigen Aquifern (Sand- und Kiesschichten i am Elbeunterlauf
auf den Abfluß aus.

Im Oberlauf der Elbe (Böhmen) hingegen läuft in den Ber-
gen der ohnehin geringere Niederschlag auf den harten Ge-
steinsschichten schnell ab und in den Ebenen regnet es we-
niger, desweiteren fehlen mächtige Aquifere.

Daraus resultieren eine insgesamt knappe Wasserführung
und extrem weit auseinander liegender Hoch- und Niedrig-
wasserpegel. Die Sauerstoffzehrung durch chemisch-biologi-
schen Abbau von organischen Schmutzstoffen bei Nicdrig-
wasserführung setzt aber die Grenze für die Belastung durch
die Einleitung von Abwasser. Ist die Stoffzehrung größer als
der zur Verfügung stehende Anteil des im Wasser gelösten
Sauerstoffs, kommt es zum Fischsterben, der Fluß kippt um.

Anders ausgedrückt:
Es fallt in Hamburg weniger auf als in Prag, wenn schlecht

geklärte Abwässer eingeleitet werden.

In der Diskussion gab es Einwände gegen eine Abgren-
zung nach naturräumlichen Kriterien (z.B. Wassereinzuge-
gebiet), da diese Abgrenzung nicht mit den Wirtschaftsge-
bieten oder den politischen Verwaltungseinheiten zusammen-
fällt und den Aufbau einer sinnvollen Datenbasis erschweren
könnte.

Ansätze zur Überwindung dieser bürokratischen Denk-
weise sind teilweise vorhanden werden aber nicht sinnvoll
weiterverfolgt und ausgebaut.

Die Arbeit der drei Bundesländer Hamburg, Niedersach-
sen und Schleswig-Holstein im Rahmen der Arbeitsgemein-
schaft zur Reinhaltung der Elbe (ARGE Elbe), die den ge-
samten Flußverlauf von Schnakenburg bis Cuxhaven be-
probt, bietet ein wenig befriedigendes Beispiel.

Sie leidet unter dem Mangel, daß diese Untersuchungen
die Nebenflüsse nicht bis ins Landesinnere erfaßt. Immerhin
reicht der Unterelberaum im Norden fast nach Kiel und im
Süden weit bis in die Lüneburger Heide.

Das Geschehen dort läßt sich nur direkt aus den Messun-
gen an den Mündungen der Nebenflüsse erschließen. Im Gut-
achten „Ökologische Darstellung des Unterelberaumes" der
Firma Dornier-Svstem wurde ein rein willkürlicher Ansatz
gewählt:

Jeweils der Landstreifen 10 km beiderseits der Elbe, durch
die kritische Gebiete ausgeklammert wurden.

Diese Herangehensweise beruht auf einer politischen Vor-
gabe der Auftraggeber (die Länder Bremen. Hamburg, Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein).



Eine solche Bestandsaufnahme befriedigt zwar nach
außen hin den politischen Handlungsbedarf, läßt sich aber
kaum als vernünftige Arbeitsgrundlage verwenden.

Hr. Grewe ist der Meinung, daß das im Elbe-Plan zu be-
rücksichtigende Gebiet nicht nur auf die drei Hauptanlieger-
staaten begrenzt sein darf. Polen und Österreich müssen be-
teiligt werden, auch wenn sie geringe Flächenanteile am Ein-
zugsgebiet haben. Ebenso müßte Dänemark mit einbezogen
werden, da sich der Wirkungsbereich der Elbe in der Nord-
see bis vor die dänische Küste weit nach Norden verfolgen
läßt.

„Rettet die Elbe" hält es für sinnvoll, Österreich und Polen
aufgrund des geringen Anteils am Niederschlagsgebiet zu
vernachlässigen. Da wir von der Vcrursacherseite zur Sanie-
rung der Elbe ausgehen, sollte Dänemark als „nur" betrof-
fener Staat vorerst in die Entwicklung eines Planes nicht ein-
bezogen werden.

Hr. Kuhbier: „Es wird hier mehr oder weniger eine Frage
an die Wissenschaftler gestellt, und wenn die Wissenschaft-
ler die Ambitionen entwickeln, das Einzugsgebiet der Elbe,
oder das System der Elbe möglichst genau abzugrenzen,
dann sag ich mal als Politiker, ist ihnen das unbenommen.
... Da gibt es vielleicht noch Punkte, worüber man sich strei-
tet, weil es zu kompliziert und zu unüberschaubar ist, dies
sollte man rauslassen und dann kriegt man eine wissenschaft-
liche Grundlage. Das ist dann ein Aspekt und auf den können
dann praktisch die Politiker aufbauen. ... Insofern will ich
versuchen, pragmatisch zu sein. Wo sind die eigentlichen Be-
laster und wo diejenigen, die aus der Belastimg selber, eben-
so wie die Verursacher auch, Nachteile haben und damit

auch mal über den ökologischen idealistischen Ansatz hin-
aus auch persönlich in ihrer eigenen Wirtschaft auch, immer
stärker in der Zukunft betroffen sind. Das sind nämlich die
BRD, DDR und CSSR. Die muß man zusammenspannen und
dann auch nicht so stark nach der Verursachung sondern
auch nach den finanziellen Leistungsfähigkeiten und nach
den später zu entwickelnden Vorteilen heranziehen."

Dazu Hr. Kleineidam: „Der Vorteil einer Abgrenzung
nach physischen Faktoren liegt darin, daß völlig unumstrit-
ten ist, was dazu gehört und was nicht. Das ist endgültig de-
finiert.

Wenn ich anfangen müßte, nun bei bestimmten Betrieben,
bei bestimmten Nutzungsformen und bei bestimmten Flächen-
anteilen zu überlegen, ob sie denn nun z.B. als Enveiterung
hinzu müssen, wie es ja bei einigen Vorrednern anklang, oder
ob ich bestimmte Gebiete einfach 'rauslassen kann, ich glau-
be, dann handele ich mir gleidizeitig wieder ein Problem ein,
nämlich, daß ich über jeden dieser Punkte noch verhandeln
muß."

Die meisten Teilnehmer der Diskussionsrunde hielten das
Niederschlagsgebiet für die am besten handhabbare Größe.
Als Verhandlungspartner für ein internationales Elbeabkom-
men sollten erst einmal die drei Hauptanliegerstaaten heran-
gezogen werden.
. Aus der Diskussion ergab sich, daß die naturräumliche
Grenze wesentlich mehr die das System beinflussenden Fak-
toren erfaßt.

Die erste Arbeit zu einem Plan für die Elbe hätte die Form
eines Geographie-Lehrbuches, das Topographie, Geologie,
Pedologie, Klima, Hydrologie, Flora und Fauna beschreibt.

Geologie

Bei der Geologie tritt besonders hervor, daß CSSR und DDR
mit großen Braunkohlevorkommen ausgestattet und darauf
angewiesen sind. Die Kehrseite des Bodenschatzes sind Um-
weltprobleme. Die einzig vergleichbar große Fördermenge
der BRD findet man im rheinischen Braunkohlerevier — so-
was besitzt die DDR gleich mehrfach.

Die Braunkohle liegt zwischen ergiebigen Grundwasserlei-
tern. Um die Tagebaue trockenzulegen, muß man gewaltige
Mengen Wasser abpumpen und stört so den schon angespann-
ten Wasserhaushalt. Saure Abgase der Braunkohleverfeue-
rung treffen auf die Wälder der Randgebirgc, die ihre Funk-
tion, Wasser und Boden zu konservieren, dort am meisten
einbüßen, wo sie bei steilen Hängen am wertvollsten ist.



Die Landschaften des Elberaums werden von einem rei-
chen Spektrum wilder Pflanzen und Tiere bewohnt. Eine flä-
chendeckende Bestandsaufnahme ist dringend notwendig,
denn es besteht die Gefahr, daß durch Unwissen und Sorg-
losigkeit wesentliche Bestände oder gesamte Arten von Le-
bewesen von der Zivilisation verdrängt werden. Das Mün-
dungsgebiet ragt auf diesem Sektor hervor. Hier konzentrie-
ren sich die Wanderungszüge von Vögeln und Fischen. Für
die durchziehenden Arten ist es Orientierungsmarke und
Rastplatz, für andere Winterquartier, Brutgebiet oder Laich-
platz. Die Tiere befinden sich zudem in einem empfindlichen
Zustand, erschöpft von der Wanderung, in der Mauser oder
als Jungtiere. Belastungen, ob permanent oder katastrophen-
artig wie ein Ölunfall, vernichten hier nicht nur Individuen,
sondern ganze Populationen.

Drucksache 11/676= Biirgersthnft der Fntieri und Hansestadt Hamburg
— 11. Wahlperiode

und Leitlinie des internationalen Yoselzi:;:^. '.w:i:i hier Zehnlausenile von
Schwänen, Gänsen, Enten, Regenpfeifern. StrjnJKiukirn u.v.a. rasten. Für
zwei in ihrem Weltbesumd bedrohte Vbtzelanen ist das Niederelbegebiet ei-
ner der unentbehrlichen Rastplätze auf ihrem Wänderzug von Sibirien nach
Europa und wieder zurück: für etwa 1.600Zwergschwäne (Cyeniis bewickii)
— ein Fünftel der europäischen Ripulation — und üir ca. 12.000 Nonnen-
gänse (Branta leucopsis) — ein Viertel de*-. V>'.'ltbeStandes.

So setzen die Eigenschaften des Elberaumes und ihr Zusam-
menwirken Grenzen, deren Überschreitung auf "Dauer
Mensch und Umwelt schadet. Manche Probleme sind durch
die Geographie geradezu vorprogrammiert. Das zu verste-
hen ist der erste Schritt auf einem gemeinsamen Weg aus dem
Dilemma.

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die wich-
tigsten Größen und Eigenschaften des Elbeeinzuysaebiets.

Teilgebiet

CSSR

DDR

Fläche (km2)
(Gesamtstaats-
gebiet)
zum Vergleich)

51.400
(127.900)

Eigen- Einwohner
Gebietsabfluß (Mio)
(m3/sl (Staat gesamt

zum Vergleich)

200- 300

79.200
(108.300)

ca. 500

Westberlin 500

BRD 17.400
(248.100)

Bayern 1.400

ca. 10 (incl.
Abwasser)

ca. 160

ca. 10

Nieder-
sachsen.
Schleswig-
Holstein
Hamburg

16.000 ca. 150

ca. 9,0
(15,4)

ca. 15,0
(16,7)

1,9

ca. 3,2
(61,1)

ca. 0,2

ca. 3,0

Besonderheiten und Probleme

Relativ wasserarmes Gebiet, dadurch intensive und mehrfache Nut-
zung des Dargebots. Energieerzeugung basiert auf Braunkohle, da-
her Luftverschmutzung und saure Niederschlüge. Starke Waldschä-
den. Zu befürchten ist eine dadurch verstärkte Erosion und Was-
serbelastung. Stauhaltung der Elbe in mehreren aufeinanderfolgen-
den Stufen macht das Gewässer sehr empfindlich. Förderung und
Verarbeitung von Braun- und Steinkohle. Erdöl und Buntmetallen.
Intensive Landwirtschaft (z.B. Hopfen).

Relativ wasserarmes Gebiet, dadurch intensive und mehrfache Nut-
zung des Dargebots. Energieerzeugung basiert auf Braunkohle, da-
her Luftverschmutzung und saure Niederschläge. Starke Waidschä-
den. Zu befürchten ist eine dadurch verstärkte Erosion und Was-
serbelastung. Die DDR ist der internationalen Vereinbarung zur
30^cen Reduktion der Luftemissionen beigetreten. Förderung und
Verarbeitung von Braunkohle. (Kali)Salz und Buntmetallen. Che-
mische Industrie. Intensive Landwirtschaft (Magdeburger Börde)

Typische Ballungsraumprobleme, z.B. Altlasten. Abwasser- und
Abfallentsorgung größtenteils in der DDR.

Quellgebiet der Egcr

Tidebereich unterhalb der Staustufe Geesthaeht, lange Verweilzeit
des Wasserkörpers und empfindlicher S auerstoffh aushalt. Watten-
meer und Feuchtgebiete von internationaler Bedeutung. Eindeichun-
gen zur Landgewinnung und zum Sturrnflutschutz. Wegen Hafen
und Fahrwasser Ausbaggerungen und intensive Strombaumalinah-
men. Risiken durch Transport, Umschlag und Lagerung gefährli-
cher Güter. (Kern)Kraftwerke, chemische Grundstoffindustrie, Raf-
finerien, Aluminium- und Kupferhütten. Typische Ballungsraum-
probleme (z.B. Altlasten). Landwirtschaftliche Sonderkulturen
(Obst, Gemüse, Baumschulen).

Gesamt 148.500 ca. 900 ca. 29

Das Flußsystem der Elbe umfaßt Böhmen, Mittel- und Norddeutsch-
land, vom Fichtelgebirge bis zur Nordsee eine vielgestaltige mit-
teleuropäische Landschaft. Es ist natürlicher Lebensraum für eine
große Zahl von Tier- und Pflanzenarten. Es wird ebenfalls intensiv
und für sehr viele Zwecke von Menschen genutzt. Die Ballungs-
gebiete der CSSR. DDR. Westberlin und Norddeutschlands liegen
im Einzugsgebiet, verbunden durch die Wasserstraßen. Die da-
durch entstehenden Belastungen reichen bis weit in die Nordsee hin-
ein.



Nutzung und Belastung

Bis heute fehlt eine umfassende Bestandsaufnahme über die
Nutzung und Belastung der Elbe. Flächendeckende Infor-
mationen über die DDR, CSSR und BRD fehlen weitgehend,
bzw. falls solche Daten für die DDR oder CSSR vorhanden
sind, werden sie nicht publiziert oder die Daten sind unzu-
reichend wie für das Gebiet der BRD.

Die Belastung und Nutzung der Elbe und des Einzugsge-
bietes durch Siedlungen. Industrie. Landwirtschaft. Wasser-
bau und Verkehr muß qualitativ wie quantitativ erfaßt wer-
den, um jederzeit eine umfassende Darstellung der Situation
zu erhalten.

Durch diese ..Ökologische Buchhaltung" können Schwer-
punkte erkannt werden und durch gezielte Maßnahmen ver-
hindert bzw. vermindert werden.

Der Vergleich von Einzeldaten, wie von Hamburg betrie-
ben, leidet unter dem Mangel, daß schnell über die Bewer-
tung von Einzelsachverhalten der Gesamtzusammenhang
ausgegrenzt wird.

In diesem Zusammenhang sei auf die minutiöse Aufzeich-
nung der ARGE-Elbe über die Immissionssituation am
Grenzübergang der Elbe bei Schnackenburg hingewiesen
und auf das mit eroßer Unsenauiqkeit behaftete Emissions-

LT O O

kataster-Wasser der Umweltbehörde, die sich nicht scheut,
diese unvergleichbaren Daten miteinander zu vergleichen.

Ansätze für eine umfassende Bestandsaufnahme (Dor-
nier-Gutachten ..Ökologische Darstellung des Unterelbe-
raums") sind zwar vorhanden, werden aber nicht umfassend
genutzt und weiterentwickelt.



Siedlungen Indu strieeinleitungen

Zur Ermittlung der Gewässerbelastung muß der Anschluß-
grad an Klärwerke in den jeweiligen Gebieten festgestellt
und einheitliche Meßverfahren zur Erfassung der Klärwerks-
leistungen vereinbart werden.

Die Einwohnerdichtekarte zeigt die durch Siedlungen ver-
ursachten Brutto-Schmutzfrachten.

Landwirtschaft

Die Belastung der Elbe durch Nährstoffe und Pestizide aus
der Landwirtschaft ist unbestritten, jedoch wie groß sie ist
und wo sie verursacht wird, wurde bisher nicht ermittelt.

Um Rückschlüsse auf die Belastung durch die Landwirt-
schaft zu erhalten, ist es notwendig festzustellen:
— die landwirtschaftlich genutzten Flächen
— die Nutzungsart dieser Flächen
— den Verbrauch von Düngemitteln und Pestiziden auf die-

sen Flächen.
Einhergehend mit der Ermittlung über die Bodenbeschaffen-
heit dieser Flächen kann die Belastung durch Versickerung
festgestellt werden.

Beispiele landwirtschaftlicher Imcnsivkuhuren



Wasserbau und Verkehr

Durch wasserbauliche Maßnahmen wie Vertiefungen, Ein-
deichungen und Sperrwerke ist der Naturhaushalt der Elbe
negativ beeinflußt worden.

Darüberhinaus ist für die Fischwelt in mehrfacher Hin-
sicht eine Biotopverschlechterung eingetreten: Steinschüttun-
gen, Kaimauern und Spundwände sind wohl kein Ersatz für
naturnahe Ufer wie Pflanzengürtel, Schlick- und Sandbänke.

Es ist zu überprüfen, an welchen Stellen der Elbe Eindei-
chungen rückgängig gemacht werden müssen oder durch
Ausgleichsmaßnahmen eine Verbesserung erfolgen kann.

Wassernutzungsbilanz

Der primäre Eingriff in den Naturhaushalt ist, Wasser ab-
zuzweigen.

Nach der Nutzung ist es mehr oder weniger verschmutzt,
doch selbst, wenn kein Schadstoff hinzugefügt wird, kann al-
lein die Änderung der Verdunstungsquote eine Belastung be-
deuten. Deshalb gehört zur ökologischen Buchhaltung auch
eine Wassermengen- und Nutzungsbilanz für das gesamte
Einzugsgebiet der Elbe.

Die in diesem Abschnitt behandelte Vorgehens weise er-
schien zunächst allen Beteiligten sinnvoll und plausibel.

Aufgrund der Komplexität und der umfangreichen und zeit-
lich langen Bestandsaufnahme in den einzelnen Bereichen er-
scheint den Teilnehmern eine Bestandsaufnahme der Schwer-
punktprobleme und den daraus resultierenden ersten Schrit-
ten zur Sanierung sinnvoller.

Wir weisen aber daraufhin, daß eine Sanierung der Elbe
nur möglich ist, wenn diese in allen Bereichen durchgeführt
wird. Der Konflikt, der sich aus einer Gesamtbilanzierung
und Sanierung ergibt, ist uns durchaus bewußt, deshalb läßt
sich die Sanierung mit einem Stufenplan wahrscheinlich
schneller durchführen. Diese Meinung wurde von Herrn Rau-
schelbach mit seinen Ausführungen unterstützt:
„Wenn man planungspragmatisch denkt, dann müßte man
sich die Frage stellen, wie man stufenweise vorgehen könnte,
also nicht den großen Rundumschlag machen. Das ist die
eine Seite, und die andere wäre ein Stufenplan, bei dem man
sich dann vorstellen könnte, wie sich daraus dann wieder wei-
tere Interessen einbeziehen lassen.

Das bedeutet auch, daß man innerhalb dieses Gebietes
Schwerpunkte setzen müßte, Gebiete zunächst mal außen vor
zu lassen. Auf der einen Seite ungefähr die Größenordnung
tu bestimmen und auf der anderen Seite aber in manchen Be-
reichen, die vielleicht auch umweltpolitisch wichtig sind,
sehr detailliert vorzugehen."

Cherlic.fi nicht «»i
werfen ttfv

Herr Baumgardt führte dazu weiter aus: „Es ist sicher so,
daß es sehr viele Faktoren gibt, die das Ökosystem Elbe be-
einflussen, aber wir können gar nicht alle erforschen inner-
halb eines vernünftigen Zeitraums. Welche Bausteine brau-
chen wir, um das Elbesystem zu verstehen, welche sind auch
zumutbar bei einem solchen Abkommen, denn da hängen ja
Berichtspflichten dran, Monitoring-Pflichten, .und welche
sind auch vom wissenschaftlichen Anspruch her notwendig,
um ein Management dieses Elbegebiets zu betreiben."

Die Schwerpunkte lassen sich bereits heute für die Gebiete
in der BRD, DDR und CSSR festschreiben:

Im Gebiet Hamburg gibt es „noch schwarze Flecken auf
der Seele" (Senator Kuhbier), die er in den nächsten 15 bis
20 Jahren bereinigen möchte. Da sind z.B.

— die Überlaufprobleme
— die unbesielten Grundstücke
— die Einträge über die Landwirtschaft
— die Direkteinleiter

_ — das Klärwerk Köhlbrandhöft ohne Phosphatfallung
Wie sich zeigt, gibt es in Hamburg noch immense Probleme.
Diese sind natürlich auch in der DDR und CSSR durch die
chemische Industrie, Braunkohlenindustrie und Klärwerke
vorhanden.

Mit der Kenntnis der Schwerpunktprobleme ist „Rettet die
Elbe" der Meinung, daß sich eine vernünftige und pragma-
tische Sanierungsplanung in einem absehbaren Zeitraum
durchführen läßt.



Qualitätsziele

•

Qualitätsziele sind als Grenzwerte gesetzlich zu vielfältigen
Zwecken festgelegt. Meist wird die Konzentration eines Stof-
fes angegeben, z.B.:

— 0,3 mg Quecksilber/kg Fischfleisch
bei Speisefischen lt. Pariser Abkommen

— 6 mg Sauerstoff/l Wasser (entspr. Gewässergüteklas-
se II) als Minimum für ertragreiche Fischgewässer.

Solche Werte werden nach der beabsichtigten Nutzung fest-
gelegt, angeblich, um den Menschen vor gesundheitlichen
Folgen zu schützen, also eine chronische Vergiftung bei
durchschnittlichem Fischkonsum oder einen finanziellen
Verlust für Berufsfischer durch verminderte Fänge zu ver-
hindern.

Allerdings wird lediglich jeder Schadstoff einzeln betrach-
tet und nicht die Gesamtheit und die Auswirkungen aller
Schadstoffe. Die Wasserwirtschaft handelt nun so, daß eine
Schadstofffracht vermindert oder begrenzt wird, die gelöst
in der zur Verfügung stehenden Vorflut die Grenzkonzentra-
tion nicht überschreitet.

Grenzwerte und die Folgen

Der Ist-Zustand im Elbegebiet für einen fiktiven persistenten
und löslichen Schadstoff S, von dem jeder Einwohner l mg/s
abläßt, sähe etwa so aus:

Angenommen, es gäbe eine Eibe-Abkommen und man habe
sich auf ein Qualitätsziel von 10 g S/m3 geeinigt, weil dann
eine Nutzung der Elbe zur Trinkwassergewinnung überall un-
bedenklich sei. Dann müßte nach einiger Zeit, die vorher ver-
einbart wurde, folgender Zustand erreicht sein:

Wie man sofort sieht, hat eine alleinige Orientierung auf ei-
nen fixen Grenzwert einen Haken. Die BRD müßte sich näm-
lich weniger anstrengen, um die Schadstofffrächt ihrer 3 Mil-
lionen Einwohner zu halbieren, als die Oberlieger, da sie mit
einer relativ höheren Vorflut gesegnet ist, die ganz legitim
verschmutzt werden darf. Die Anforderungen an die Klär-
technik waren in jedem Gebiet unterschiedlich.

Würde man, um gerecht zu sein, einen einheitlichen Klär-
technik-Standard vereinbaren, der z.B. mit 1/3 mg S/s Ein-
wohner definiert würde, wäre das Ergebnis:

Bild Emissionsprinzip

Die Qualität 10 g/m3 würde nur teilweise erreicht.
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Die Erfahrung lehrt, daß beide Konzepte in der Praxis
noch ungünstigere Resultate liefern. Ein Qualitätsziel kann
als Auffüllgrenze mißbraucht werden. Da, wo das Gewässer
heute noch sauber ist, darf morgen kräftig eingeleitet wer-
den, bis übermorgen der Grenzwert ausgeschöpft ist. Emis-
sionsstandards werden meist nur auf die Anlagen von mor-
gen angewandt und legitimieren neue Verschmutzung, wenn
auch auf höchstem technischem Niveau. Die Anlagen von ge-
stern, die heute das Problem sind, sind in der Regel aus wirt-
schaftlichen Gründen nicht angreifbar.

„Rettet die Elbe" schlägt deshalb vor, in einem Elbe-Plan
den natürlichen Zustand zum Maßstab zu setzen, der durch
die Maßnahmen der Vertragsstaaten erreicht werden soll
oder dem man sich so weit wie möglich annähert. Solche
Maßstäbe sind der Tongesteinsstandard für Schwermetalle,
das Vorkommen lebensfähiger Bestände einheimischer Tier-
und Pflanzenarten im ganzen Elbegebiet (z.B. Lachse) oder
auch das Fehlen bestimmter künstlicher Schadstoffe wie
DDT, PCB oder die Pestizide der „Drin"-Familie.

Gegen dieses Prinzip wurden Einwände erhoben. Es sei in
vielen Fällen nicht möglich, einen natürlichen Grundwert
wissenschaftlich exakt-und zweifelsfrei festzulegen. Es sei
ferner fraglich, ob man den Naturzustand, etwa den Urwald,
grundsätzlich höher bewerten muß als eine Kulturland-
schaft, in der möglicherweise mehr Arten einen Lebensraum
gefunden und sich angepaßt haben. Ein unerreichbar hohes
Ziel könnte entmutigend wirken.

Kann man nach der Theorie praktisch handeln?
Dr. Flügge: „Das ist bei Ihren Beispielen auch sehr schön
einfach nachvollziehbar. Warum macht man das nicht bei
Sedimenten? Nur, Sie können nicht Sedimentbelastung
umrechnen in Grenzwerte für eine Einleitung. Diese Ver-
knüpfung gelingt Ihnen in der Regel nicht."
Ist das Erreichen eines Idealwertes kontrollierbar?
Dr. Grewe: „Ich würde vorschlagen, daß man sich nach
dem Ökosystem richtet und prozentual in einem Stufen-
plan einsetzt, wieviel Prozent der genetischen Ressour-
cen vorhanden sein müssen Ich will also 1990 50%
der eigentlichen Ressourcen haben, die hier hingehören,
2000 70%, 2020 90%. ... wo man kontrollieren kann, ist
mein Plan erfüllt."
Was die 100% sind, ist hier natürlich die Preisfrage, an
die sich die philosophische Überlegung anschließt.
Dr. Flügge: „... Der natürliche Zustand ist der Zustand,
der von der Evolution her die Randbedingung darstellt.
... dann kann man mit Meyer-Abich fragen: spreche ich
von Umwelt oder Mitwelt, gehört der Mensch rein oder
nicht?

Gibt es vielleicht ein einfacheres Prinzip?
Kleineidam: „.. . daß gleichwertig ein Minimierungsge-
bot festgeschrieben werden müßte. Selbst wenn ein Be-
trieb heute schon relativ sauber ist, und wir haben in 5
Jahren eine Methode, ihn noch sauberer zu machen,
spricht nichts dagegen, das auch zu tun. Dann dürfen wir
nicht sagen, wir haben irgendwann 1990 einen Zustand
der Elbe definiert, den haben wir inzwischen erreicht."
Ein sehr hohes Ziel „Naturzustand" ist heute einem Mi-
nimierungsgebot gleichwertig. Wenn man ihm jedoch in
Zukunft nahegekommen sein wird, wird die Frage ge-
stellt werden, ob um jeden Preis minimiert werden muß.
Man wird, wie bei jedem Prinzip, es materiell und nicht
nur idealistisch begründen, Notwendigkeit (Abweichung
vom Naturzustand stellt ein Risiko für Mensch und Um-
welt dar) und Machbarkeit (was ist die beste verfügbare
Technik) aufzeigen müssen. Perfekt wird das nie gelin-
gen, auch nicht bei klassischen Qualitätszielen.
Dr. Flügge: „Bei den Qualitätszielen ist diese (wissen-
schaftliche) nachvollziehbare Begründbarkeit sehr, sehr
schwierig. Sowie man nutzungsorientiert ist, ist man im-
mer angreifbar, weil es niemanden gibt, der das ganze Sy-
stem vom Nutzungsanspruch her überhaupt beschreiben
und definieren kann.

Die Kritik widerlegt nach unserer Ansicht nicht unseren Vor-
schlag, sondern warnt davor, das Prinzip starr zu handha-
ben, was selbstverständlich nicht unsere Absicht ist. Im Ge-
genteil, das Naturzustand-Prinzip ist die flexibelste Metho-
de, (Zwischen)Ziele in dem wahrscheinlich langen Prozeß zu
setzen, das Elbegebiet ökologisch zu sanieren. Man darf und
soll handeln, auch wenn noch nicht exakte Maßstäbefür das
Ökosystem komplett vorliegen. Wir wissen heute sicher, daß
PCB ein naturfremder schädlicher Stoff ist, der restlos aus
dem Verkehr gezogen werden muß. Wachsende Erkenntnis
wird uns morgen lehren, welche Chemikalie als nächste an
der Reihe ist. Es ist hilfreich, Ziele so zu beschreiben, daß
sie in jedermanns Reichweite der Lebenserfahrung liegen,
z.B. „Baden in der Elbe". Es wäre jedoch fatal, es dabei zu
belassen und die weitergehende Perspektive aus den Augen
zu verlieren. Würden die Konzentrationen der Trinhvasser-
verordnung als Norm für die Elbe festgeschrieben, man hätte
sie in puncto Schwennetalle schon heute crfi'dlt. Jeder weiß,
daß das nicht genügt.

Aufgabe der Vertragspartner soll sein, durch Überwa-
chung festzustellen, wie weit man von den Zielen entfernt ist,
danach Prioritäten für Aktionen zu setzen, und für die Ak-
tionen denjweils aktuellen Stand der Technik zu bestimmen.
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Bewußtsein
Bei internationalen Übereinkommen — etwa dem Helsin-
ki-Abkommen zum Schutz der Ostsee oder denen von Paris
und Oslo für den Nordostatlantik — sitzen sich Regierungs-
vertreter gegenüber. Weder Parlamentarier noch Umwelt-
schutzorganisationen noch andere Repräsentanten der Völ-
ker sind Teil des Apparates, der wichtige Entscheidungen
trifft oder auch nicht. Man läßt allenfalls zu, daß Greenpeace
oder auch ein Industrieverband eine kurze Erklärung vor Be-
ginn einer (nichtöffentlichen) Konferenz abgeben dürfen.

„Rettet die Elbe" meint, in einem Elbe-Abkommen müßte
mehr Platz für Bürgerbeteiligung sein. Das heißt einerseits,
wir wünschen uns bessere Entfaltungsmöglichkeiten als Lob-
byisten. Andererseits, und darum geht es bei unserer Ver-
anstaltung, ist eine aktive institutionalisierte Beteiligung von
Bürgern eine sachliche Notwendigkeit, einen Plan für die
Elbe zu verwirklichen. Läßt man die Bürger außen vor, sind
sie Teil des Problems, werden sie beteiligt, sind sie Teil der
Lösung des Problems.

Ein Vorbild zu finden, was ein Elbebeirat für eine Funk-
tion haben soll, ist nicht leicht — siehe oben. Das Beispiel,
das Rettet die Elbe präsentiert, ist folglich weit hergeholt,
nämlich aus den USA. Es handelt sich um das Chesapeake
Bay Program.

Zur Chesapeake Bay, „Queen of Bays", haben Amerikaner
eine gefühlsmäßige Einstellung ähnlich wie Deutsche zum
Vater Rhein. Ihr Einzugsgebiet gehört in jeder Hinsicht zu
den Kerngebieten der USA — Washington steht hier für hi-
storisch-politisch, Baltimore für Ökonomisch, Norfolk für
militärisch, und bei Harrisburg erinnert sich wohl jeder an
die Reaktorkatastrophe.

Die folgende Tabelle soll ein paar Anhaltspunkte geben,
wie diese Umwelt beschaffen ist. Die Einzugsgebiete von
Elbe und der Bay sind ungefähr gleich groß.

Flache (km2)
Gebietsabfluß (m3/s)
Einwohner (Mio.)
Phosphorfracht (t/a)
Verwaltungseinheit/
Staaten

Umweltschutz-
abkommen

Chesapeake Bay
165.000

2.300
13

6.200

Pennsylvania,
Maryland,
Washington D.C.,
Virginia

seit 1983

Der große Gebietsabfluß in die Bay, der nur von halb so vie-
len Menschen benutzt wird mit der entsprechend halb so ho-
hen Schmutzfracht (hier Phosphor), ist ein Vorteil gegenüber
der Elbe. Die Bay ist trotzdem so gefährdet, daß ein Plan
über Staatsgrenzen hinweg zu ihrer Rettung nötig ist. Ein dra-
matischer Rückgang der Austernernte in einem für Austern
idealen Gewässer und Fangverbote für bestimmte Fische, um
ihre Bestände zu schützen, waren deutliche Zeichen für eine
Schädigung der Chesapeake Bay.

1977 begann die Bundesumweltbehörde EPA (Environmen-
tal Protection Agency) mit umfassenden Untersuchungen der
Bay und ihres Einzugsgebiets. Ihre Ergebnisse wurden 1983
veröffentlicht und bilden die Grundlage des Chesapeake Bay
Agreement, das unverzüglich zwischen den Staaten Pennsyl-
vania, Maryland und Virginia, dem District of Columbia und
der EPA vereinbart wurde. Ein solches Abkommen ist auch
in den Vereinigten Staaten nicht einfach zu erreichen, denn
jedes Bundesland legt sehr viel Wert auf seine Souveränität.

Eine Organisation wurde zusammengestellt, die für die
Durchführung der Empfehlungen der EPA und die Überwa-
chung sorgen sollte. Das besondere an dieser Organisation
ist, daß ein Bürgerbeirat institutionalisiert wurde.

Der Bürgerbeirat wird aus Personen gebildet, die aus dem
Citizens Program for the Chesapeake Bay hervorgehen. Sie
wurden formell von den Vertragsstaaten in das Komitee be-
rufen. Das Bürgerprogramm ist ein über zehn Jahre alter Zu-
sammenschluß von Umweltschutzinitiativen der Bay. Das Ko-
mitee hat ein Recht auf Information durch die Behörden und
berät die Regierungen. Es erhält einen Etat für eigene Ak-
tivitäten. Neben der üblichen Lobbyisten-Aktivität leisten Ko-
mitee und Bürgerprogramm hauptsächlich Aufklärung und
Erziehungsarbeit. Sie erstellen Zeitschriften, Filme, Dia-
Shows u.a.

Eine weitere, nicht formell beteiligte Einrichtung, ist die
„Chesapeake Bay" Stiftung. Sie wurde vor 27 Jahren gegrün-
det. Heute hat sie 30.000 Mitglieder — der Abschluß des Ab-
kommens sorgte für einen Sprung nach oben — und verfugt
über einen Jahresetat von über 2 Millionen US-Dollar. Die
Stärke der Stiftung wird deutlich, wenn man umrechnet, daß
jeder 500. Bewohner des Einzugsgebiets ihr angehört. 2.000
Bay Watcbers stehen bereit, Kampagnen aktiv zu unterstüt-
zen. So wurde durch Telefon- und Briefaktionen ein Verbot
von Phosphaten in Waschmitteln in Maryland durchgesetzt.
Die Stiftung hat ca. 70 festangestellte Mitarbeiter. Ihre Wis-
senschaftlicher werten die Arbeit der Behörden und Univer-
sitäten aus, machen eigene Untersuchungen und beraten Bür-
ger. Fast die Hälfte der Mitarbeiter und der Finanzen für Pro-



jekte werden in Erziehungsprogramme gesteckt. 1985 nah-
men 25.000 Menschen an den Kursen teil.

Die Arbeit der Stiftung und des Bürgerprogramms hat vor
allem bewirkt, daß im ganzen Einzugsgebiet die Notwendig-
keit erkannt wird, daß auch überall etwas zur Rettung der Bay
getan werden muß. Sonst wäre wahrscheinlich Pennsylvania,
das gar nicht direkt an das Estuar grenzt, nicht dem Abkom-
men beigetreten. Aus Pennsylvania kommt der größte Süß-
wasserzufluß in die Bay, der Susquehenna, der hauptsächlich
durch die Landwirtschaft belastet wird. Daher bemüht sich
dieser Staat vor allem um die Landwirte, weniger Dünger
und Pestizide zu verwenden und Bodenerosion zu vermeiden
(viele Farmen sind z.B. zum Anbau ohne Pflügen überge-
gangen). Das Bürgerprogramm verstärkt nun nicht nur die
Kampagne in Pennsylvania, sondern sorgt durch seine breit-
gestreute Aufklärung für Verständnis in anderen Teilen des
Einzugsgebiets, daß Prioritäten richtig gesetzt werden — in
Maryland eben beim Verbot von Phosphat in Waschmitteln.
Jeder Staat und jede Behörde wird unter Druck gesetzt, so-
viel wie möglich zu leisten auf dem Gebiet, wo es am effek-
tivsten ist. So unangenehm der Druck auf die Wirtschaft oder
Verwaltung manchmal ist, so ist er doch gerecht verteilt. Bür-
gerprogramm und Stiftung werden deshalb von den unter-
schiedlichsten Interessengruppen anerkannt und so gestärkt
für den jeweils nächsten Schritt zur Sanierung der Bay.

Die amerikanische Art, Politik zu machen, kann natürlich
nicht auf das Elbeeinzugsgebiet mit ihren unterschiedlichen
Gesellschaftssystemen übertragen werden. Der Nutzen der
Bürgerbeteiligung ist jedoch hier wie drüben offenkundig.
Sie wäre eher Antrieb als ein zusätzliches hinderliches Gre-
mium für die Umweltbehörden, wenn der Wille der Bürger
ernst genommen würde.

Kleineidam: Da habe ich so das Gefühl, daß die Masse
der Bürger in ihrem Bewußtsein oder auch durch ihr kon-
kretes Verhalten das überholt, was auf staatlicher und in-
dustrieller Seite läuft. Jedenfalls ist es doch bekannt, daß
Müll hier in Hamburg fleißig gesammelt wird, aber of-
fensichtlich fehlen die Möglichkeiten, den Recyc-
ling-Kreis zu schließen, daß es da hapert und nicht am
guten Willen oder Veriialten der Bürger. (...) Allcine

durch Sparen — da sind noch nicht einmal technische
Möglichkeiten wie Regenwasscnmtzung drin — sind Ein-
sparungen möglich, die (...) in der gleichen Dimension
liegen wie die im Wasserwerk Nordheide geförderte Was-
sermenge (...) mit relativ wenig Aufwand, denn da sind
nicht teure neue Anlagen gebaut worden, da sind nur ge-
ringe Geldmengen investiert worden, um Aufklärung zu
betreiben. (...) Das Problem liegt darin, es nützt nichts,
wenn auf der anderen Seite Altlasten da sind, die nicht
saniert werden, und eine Grundwasscrrcssourcc nach
der anderen kaputtgeht, ohne eine direkte Schuld der Bür-
ger, die hier Wasser sparen oder brav ihren Müll sam-
meln. ... Dieses fitrchterliehe Nachhängen des offiziel-
len Bereichs!

Die Forderung nach einem Elbebeirat fand auch auf dem Se-
minar Anklang, welche Macht ein solcher Beirat hat und wer
in ihm sitzt, blieb offen.

Bei der Zusammensetzung des Bürgerrates mufJ allerdings
darauf Wert gelegt werden, daß die jeweiligen Vertreter eines
Staates nicht auf Kosten des Umweltschutzes Politik betrei-
ben und damit eine Sanierung der Elbe weiterhin verhindern
würden.

Dr. Schwartau: ... ist ja bei Bürgerinitiativen (der BRD)
auch der Wunsch gwescn, in der DDR Gleichgesinnte an-
zutreffen. (...) Wenn man ins Gesprach kommen will mit
der DDR, muß man sozusagen ein Kupplungsstück her-
stellen — auch wenn es einem widerstrebt — das, ich will
nicht gleich sagen hoheitsrechtliche, aber amtliche Funk-
tion wahrnimmt. (...) Idee: Einheit von Volk und Staat.
Es ist nicht das, was wir im Kopf haben. Diese Bürger
werden wahrscheinlich nicht ausgesucht nur nach Partei,
sondern auch nach Können, nach .Hintergrundwissen
(...) Die Gesellschaft für Natur und Umwelt, vor 10 Jah-
ren eine kleine Abteilung des Kulturbundes, läuft jetzt
stramm auf die 100.000 Mitglieder zu. Ich habe gelernt,
daß es unter den Funktionsträgern (...) Leute gibt, die kri-
tisch denken. Die die Illusion haben, sie schaffen den Ap-
parat und nicht der Apparat sie. Meistens haben sie sehr
viel Beulen am Kopf. (...) Ich schließe nicht aus, daß es
gelingt, in einer gesellschaftspolitisch relevanten Form
Verantwortliche zu finden, die sich privat auch engagie-
ren fiir das Elbesystem.

Vieles von Dr. Schwartaus Beschreibung trifft genauso auf
die Verhältnisse in einem kapitalistischen Staat zu. Der Vor-
teil, daß hier in der BRD jeder jederzeit eine Bürgerinitiative
wie „Rettet die Elbe" gründen kann, wird doch sehr relati-
viert. Der „Apparat schafft" solche Initiativen und Leute.
Der Apparat gibt sich selbst Alibigremien wie z.B.: Der
Hamburger Umweltbeirat — würdige Vertreter von Staat, In-
dustrie, Wissenschaft und Bürgerinitiativen, die auf „hohem
Niveau" reden durften — wurde allerdings kürzlich aufge-
löst, da er noch nicht einmal mehr als Feigenblatt zu gebrau-
chen war. Zu sagen hatte er nie etwas gehabt. Wenn also ein
Elbebeirat, dann:

Kleineidam: Dann muß es eine Institution sein, die sich
wehren kann, die es schaffen kann, auch aufgrund ihrer
Zusammensetzung über Parteipolitik oder Bundeslands-
politik hinwegzugehen.

Das Gruseln eines Behördenvertreters vor einer Bürgerbetei-
ligung mit materieller Macht kommt im folgenden Beitrag
gut zum Ausdruck:

Flügge (auf die direkte Frage nach einem Unterelbebei-
rat): Ich sehe da auch große Schwierigkeiten, und zwar
nicht wegen mangelnder Aufklärung oder Bereitschaß,
sondern wenn Sie Wirkung haben wollen, dann geht es
(...) über rechtliche Verfahren. Da ist ja die Frage, Be-
teiligung der Uniweltverbände (...) z.B. im Wasserrechts-
verfahren. Ob bei jeder wasserrechtlichen Erlaubnis die
Dinge offengelegt werden und die Stellungnahmen von



Bürgerinitiativen bei der Entscheidungsßndung mit be-
rücksichtigt werden müssen. (...) sie (die Einwendungen,
die Red.) müssen zur Kenntnis genommen werden, über-
haupt, nicht nur in die Akte beigeßigt und in den Schrank
gestellt werden, sondern in der Begründung der ergan-
genen Entscheidung müssen die Argumente behandelt
worden sein. So ungefähr wie ein Gerichtsurteil begrün-
det werden muß.

Pläne

Der gemeinsame Nenner für Aktionen wird zunächst klein
sein. Die Existenz des Elbebeirats wird die Umweltschützer
der drei Staaten stärken, auf ihren spezifischen Wegen vor-
anzukommen. Mit der Zeit wird sich der Handlungsspiel-
raum in den jeweiligen Staaten und dann im ganzen Elbe-
gebiet erweitern. Dieser Fortschritt rechtfertigt die Mühe
meint „Rettet die Elbe".

Der Plan für die Elbe existiert weder in Teilgebieten noch
gar für das ganze Einzugsgebiet. Er könnte jedoch aufgestellt
werden, wenn es politisch gewollt wird. Bis zu diesem Ab-
schnitt wurde diskutiert, welche Zutaten gebraucht werden
— ohne sie wird der Plan nicht durchsetzbar sein. Betrachten
wir den Elberaum als Warenhaus der Natur, das von 29 Mil-
lionen Menschen zum Leben und Arbeiten genutzt — nicht
geplündert! — werden soll. Der Qualität und Menge der Wa-
ren sind natürliche Grenzen gesetzt. Der Einzelne und die
Gesellschaft, in der er lebt, müssen aufgeklärt und zur Ver-
antwortung erzogen werden, die Qualität zu erhalten bzw.
wieder herzustellen. Wie das geschehen soll, wird im Plan
festgelegt. Rettet die Elbe möchte am Beispiel zweier Pro-
blemstoffe, des Naturschutzes und der Frage der Finanzie-
rung der Maßnahmen darlegen, wie geplant werden könnte.
Dr. Rubach: „Man könnte ja auch anders darangehen. Man
könnte sagen, da steht die und die Fabrik, die stellt das und
das her, und für dieses Produkt gibt es ganz bestimmte Klär-
technik. Dann habe ich eine ganz bestimmte Emission. ...
Und wenn ich das in jedem Betrieb ... eine ordentliche Klä-
ranlage vorschreibe ... —
Dr. Schwartau: „Also bei der Methode sind wir bei der DDR
gleich am Anfang schon am Ende." — Und in der Bundes-
republik läuft es auch nicht so zack-zack nach Vorschrift, die
Erfahrung hat Dr. R. in der Uniweitbehörde Hamburg sicher
selbst schon machen dürfen.

Quecksilber

Die Untersuchung von Eibaalen 1981 ergab, daß fast die Hälf-
te aller Proben über l mg/kg Quecksilber im Fischfleiscli ent-
hielt. Nach dem Lebensmittelrecht der BRD mußte die Ver-
marktung von Eibfischen deshalb verboten werden. Das war
das Aus für die kommerzielle Eibfischerei.

Was kann nun getan werden in einem solchen Fall? Es gibt
hierfür ein Beispiel, den Rhein.

Im Einzugsgebiet des Rheins ist fast die gesamte Chlor-
kali-Industrie der BRD versammelt, die das Amalgamverfah-
ren benutzt. In ihr werden seit den siebziger Jahren um die
2 Mio t/a Chlor produziert (von insgesamt ca. 3,4 Mio. t/a
in der BRD). Dadurch wird Quecksilber direkt mit Abwasser
und Abluft und indirekt im Produkt Natronlauge in die Um-
welt verteilt.

Die Emissionsdaten der Pariser Kommission, die im
wesentlichen auf Angaben der Betreiber beruhen, lauten wie
folgt:

Die Angaben sind glaubwürdig, weil parallel die im Rhein
gemessenen Konzentrationen und berechneten Frachten
zurückgingen. Das Bild l zeigt die Jahresfrachten Queck-
silber, die bei Bimmen-Lobith über die niederländische Gren-
ze flössen. Zum Vergleich sind die direkt eingeleiteten Ab-
wasserfrachten und die Gesamtemissionen aufgetragen.
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Es scheint sich ab 1983 eine Fracht auf 7 — 1 0 t/a einzu-
pendeln, die sich aus Abschwemmungen der Sünden der Ver-
gangenheit (die sich wohl zwischen 79 und 82 bei überdurch-
schnittlich hohen Abflüssen bemerkbar machten), Eintrag
mit dem Niederschlug, diversen Kleineinleitungen bis hin
zum Bohrklein von Zahnplomben zusammensetzt, also aus
Leben und Arbeiten von 40 Millionen Menschen stammt.

Was hier in den Fabriken passierte, illustriert eine Berech-
nung aus dem USA (leider hat „Rettet die Elbe" kein kon-
kretes Beispiel eines Betriebs am Rhein in solcher Darstel-
lung ausfindig machen können):

Quecksilberverluste in einer Chlor-Alkali-Elektrolyse

Weniger Materialeinsatz, bessere Produktqualität, weniger
Beseitigungskosten (und wahrscheindläch auch weniger En-
ergieverbrauch und höhere Zuverlässigkeit) — Umwelt-
schutz lohnt sich.

Luft

Geologische Bedingungen können als Ursache der Queck-
silberverschmutzung in der Unterclbe ausgeschlossen wer-
den. Bohrkerne bis in alte, vorindustrielle Flußsedimente be-
weisen, daß das Quecksilber aus menschlicher Tätigkeit
stammt. Dies mag in Teilen des Oberlaufs oder der Neben-
flüsse anders sein. Die hohe Fracht von 20-25 t/a, die in den
Unterlauf einfließt, kann aber nur als anthropogen erklärt
werden. Wieviel im Tidebereich hinzugefügt wird, entzieht
sich einer einfachen Berechnung. Große industrielle Einlei-
ter fehlen (Dow Chemical in Stade benutzt das Diaphrag-
ma-Verfahren für die Chloralkali-Elektrolyse und sündigt
mit anderen Giften). Die sicher zahlreichen, aber für sich
sehr geringen vermischten und diffusen Einleitungen sind
mit vernünftigem Aufwand nicht alle zu messen. Man muH
sich auf Hochrechnungen und Plausibilitä'tsbetrachtungcn
stützen.

Das Amalgam-Verfahren zur Herstellung von Chlor und
Natronlauge durch Elektrolyse ist als Quelle von Queck-
silbereinleitungcn in die Elbe zu vermuten. In der DDR wer-
den jährlich ca. 700.000 t Chlor produziert, in der CSSR
300.0001. Bei der DDR ist vermutlich die gesamte Kapazität
im Elbegcbiet installiert, bei der CSSR kann man das nicht
unterstellen. Wenn der überwiegende Teil des Chlors im
Amalgam-Verfahren erzeugt würde, hätten wir trotzdem eine

gute Erklärung für die Frachten. Da Angaben darüber nicht
veröffentlicht sind, sei die Spekulation gestattet. Bei ähnli-
cher Lebensweise wie der der Rheinländer sollte man um-
gerechnet 5-8 t/a Fracht der Elbe erwarten, die sich aus klei-
nen und diffusen Quellen zusammenläppert. Die derzeitige
Differenz von 12-20 t/a trüge die Chloralkalielektrolyse bei.
Relativ zur Chlor- bzw. Natriumhydroxid-Produktion läßt
das auf einen technischen Standard schließen, wie er in der
BRD Anfang der siebziger Jahre praktiziert wurde. Eine Mo-
dernisierung der Anlagen der Oberlieger wäre deshalb schon
aus wirtschaftlichen Gründen angebracht, die die ökologi-
sche Sanierung als Nebeneffekt nach sich zöge.

Die Eibanlieger sollten sich verpflichten,
— einheitliche Emissionsstandards für bestehende Chloral-

kali-Elektrolyseanlagcn zu setzen (am Rhein gilt für Ab-
wasser: 0,5 g Hg/t Ch),

— neue Anlagen nur noch nach dem Diaphragma-Verfahren
zuzulassen,

— wissenschaftlich/technische Kenntnisse über Reinigungs-
verfahren auszutauschen,

— Finanzierungsilfen (z.B. Kredite) vereinbaren, um die
Modernisierung der Anlagen unverzüglich anzugehen
und

— regelmäßig über die Umsetzung der Beschlüsse zu berich-
ten.

Zeitgleich soll ein Untersuchungsprogramm vereinbart wer-
den, weitere Quellen der Quccksilberbelastung zu identifi-
zieren und Vorschläge zur Sanierung zu machen. Einer der
ersten Kandidaten dürfte eine inzwischen geschlossene Fa-
brik im bayerischen Zipfel des Einzugsgebiets sein (Markt-
redwitz), die Quecksilberverbindungcn herstellte und dabei
in geradezu krimineller Weise jahrzehntelang die Umwelt
verpestete. Es wäre Pflicht der BRD, dafür zu sorgen, den
Standort zu dekontaminieren und die Sedimente der Eger aus-
zubaggern und sicher zu deponieren.

Phosphor

Nährstoffe wirken durch Eutrophierung vor allem dort schäd-
lich, wo sie im Gewässer lange an einer Stelle verweilen, in
Seen, Stauhaltungen, Seitenarmen und im Meer. Es ist der
Mensch, der die Lasten erzeugt, denn der geogene und bio-
gene Eintrag ist nur eine Kleinigkeit. Nicht nur der (Stau-)
See, in dem sich übermäßig Algen entwickeln und wieder ab-
sterben, sondern viel weitere Bereiche sind beeinträchtigt.
Sauerstoffloses und mit den Abbauprodukten kontaminiertes
Wasser strömt weiter, Fische und Bodenlebewesen können
die Todeszone nicht überwinden.

Die Bilanz der Nährstofffrachten läßt sich aus den Daten
des Berichts der Arge Elbe 1984/85 berechnen.
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Per Saldo werden, kalkuliert von der Arge Elbe aus den Kon-
zentrationen und Ablußraten bei Geesthacht und Glückstadt,
als Mittel der Jahre 1980-85 den zufließenden 10.100 t/a im
Ballungsraum Hamburg 2.000 t/a Gesamtphosphor hinzuge-
fügt. Allein die Klärwerke Hamburgs und westlich davon
Hellingen leiten 2.100 t/a ein (Angaben Baubehörde HH und
Landtags anfrage SH). Ein Quantum wird durch Baggerei
wieder herausgeholt, so daß die Angabe für Glückstadt plau-
sibel erscheint (vielleicht sogar ein wehig zu niedrig). Die
darunterliegenden Gebiete Stör, Oste, Brunsbüttel und Cux-
haven werden mit 800 t/a veranschlagt. Im Verhältnis zu Grö-
ße und Einwohnerzahl des Unterelberaums wird hier über-
mäßig Phosphor eingetragen, 22% der Gesamtfracht von
12.900 t/a. Das Sanierungspotential ist hier deutlich höber.
Die Fracht aus dem Ballungsraum stammt überwiegend aus
Klärwwerken, d.h. sie ist an wenigen Abflußrohren faßbar.
Es sollte vor allem hier etwas geschehen. Nur in Berlin (West
und DDR) wurden bisher im Elbegebiet Phosphatfällungs-
anlagen gebaut — im Westen aus dem durchaus eigennützi-
gen Motiv, die Trinkwassergewinnung aus dem Tegeler See
zu sichern, im Osten wird besonders auf die Verwendung als
Dünger hingewiesen. DDR und CSSR könnten allein durch
Erhöhung des Anschlußgrades einen großen Beitrag leisten.
Das kann so arrangiert werden, daß es für alle Beteiligten
ökologischen und .ökonomischen Nutzen bringt.

Im Unterelberaum beträgt der Anschlußgrad in der Regel
über 80/o. Phosphor- und Stickstoff-Eliminierung ist jedoch
wie überhaupt in der BRD nicht üblich. Bei der biologischen
Klärung werden ca. 40 % des zulaufenden Phosphors im Klär-
schlamm zurückgehalten. Eine chemische Nachfällung mit
Eisen oder Aluminiumsalzen steigert die Phosphoreliminie-
rung auf 90/0. Solche Verfahren haben jedoch den Nachteil,
daß Chemikalien eingesetzt werden, die wiederum zu ihrer
Erzeugung Energie und Rohstoff verbraucht haben und de-
ren Gegenionen. Chlorid bzw. Sulfat statt Phosphat das Ge-
wässer belasten können. Es gibt jedoch auch elegantere Lö-
sungen. Das wissenschaftlich-technische Beratungskomitee
der Chesapeake Bay kam 1986 zu dem Schluß, nachdem es
Berichte von 50 Anlagen aus neun Ländern (mit sehr unter-
schiedlichen Klimata) geprüft hatte:

„Jüngste Entwicklungen in der Belebtschlamm-Abwasser-
technik haben genügend Informationen geliefert für die
Einrichtung und den Betrieb von.Behandhingssystemcn,
die biologische Nährstoffreduktion nutzen, um Stickstoff
und Phosphor simultan mit dem BSB zu entfernen. Mehr
noch, solche Prozesse können in neue Anlagen ßir wenig,
wenn überhaupt mehr Kosten eingebaut werden als für
den Abbau der BSB-Stoffe allein, und sie können zu be-
stehenden Anlagen ßir den Bruchteil der ursprünglichen
Baukosten hinzugefügt werden."

Der Trick besteht darin, im richtigen Moment den richtigen
Bakterienstamm mit dem ankommenden Abwasser zu päp-
peln, der dann nitrifiziert, denitrifiziert, Phosphor aufnimmt
und BSB-Stoffe frißt. Die Energiekosten und der Schlam-
manfall sind gleich oder gar niedriger. Das Ablaufergebnis
liegt unter dem, was nach dem Wasserhaushaltsgesetz der
BRD ab 1992 gefordert werden wird.

Beim Hearing zum Neubau des Klärwerks Dradenau 1983
wurde von „Rettet die Elbe" die Phosphorliminierung ver-
langt. Dazu 1988

Dr. Flügge: Daß Dradenau eine Phosphatliminierung be-
kommt und bekommen muß, daß ist völlig unstrittig. Nur
zum damaligen Zeitpunkt wäre es daraufhinausgelaufen,
den Gutachtern nach, eine chemische Fällung zu machen
... mit der Folge Salzbelastung, Chemie.,, Wir haben in
den letzten 5-10 Jahren eine rasante Entwicklung in der
Kläranlagentechnik. Heute geht es darum, biologisch,
d.h. ohne chemische Rückstände, zunächst die Phosphat-
liminaüon zu nutzen, und nur mit einer Nachfällung mit

etw-a einem Zehntel des Chemikalieneinsatzes den Gren-
zwert einzuhalten. Und das kommt, und das läuft.

Wir wollen Dr. Flügge nicht nachtragen, daß vor fünf Jahren
sein Argument nicht so lautete, sondern daß er Phosphateli-
mination als nicht notwendig für die Elbe erachtete. Wir freu-
en uns vielmehr über den neuen Bundesgenossen gegen die
Oberklärwerker der hamburgischen Baubehörde, die nach
Algenblüte und Robbensterben im Juni der Bürgerschaft mit-
teilten, so laufe das eben nicht.

Der anfallende Klarschlamm wird heute im Unterelbe-
raum zu weniger als 2Q% in der Landwirtschaft genutzt, so-
wohl wegen mangelnder Hygiene und hoher Schadstoffge-
halte als auch wegen unterschwellig genährter Vorurteile,
Kunstdünger sei „gesünder". Dabei wird das Cadmium-In-
ventar der BRD durch Phosphatdünger jährlich um 20 t auf-
gestockt, die über die Nahrungskette im Klärschlamm lan-
den, der wiederum auf Deponien angehäuft wird!

Im ganzen Elbegebiet werden grob gerechnet (Jahresver-
brauch des Landes x Flächenanteil Elbe) 220.000 t/a Phos-
phor in Form von Kunstdünger verbraucht. In den gesamten
Rohabwässern sind schätzungsweise 20.000 t P/a enthalten.
Trotzdem sollte die Rückgewinnung des Phosphors aus Ab-
wässern generell und mit besonderer Priorität im Unterel-
beraum betrieben werden, weil
— es die Gewässergüte verbessert und speziell das Inventar

der Nordsee eine gefährliche Höhe erreicht hat,
— biologische Klärverfahren, die sowohl Phosphor als auch

Ammonium und Nitrat vor der Einleitung entfernen, in
bestehende wie neue Anlagen eingeführt werden können,

— diese Klärverfahren keine neuen Umweltbelastungen
durch mehr Energie-, Chemikalien-, Transport- und De-
poniebedarf bewirken,

— diese Klärverfahren eine ca. doppelt so hohe Phos-
phor-Konzentration im Klärschlamm erreichen, so daß
die landwirtschaftliche Verwertung attraktiver wird,

— Klärschlamm durch Humus für eine bessere Ausnutzung
etwa nötiger Kunstdüngergaben sorgt und so den Ver-
brauch nicht erneuerbarer Rohstoffe mindert, und weil

— Klärschlamm als Wirtschaftsgut einen Anreiz bietet, ihn
von Schadstoffeinleitungen zu schützen und neue Kläran-
lagen zu bauen.

Die Eibanliegerstaaten sollten sich verpflichten, bessere
Klärtechniken zur Nährstoffeliminierung in möglichst vie-
len und unterschiedlichen Anlagen zu erproben. Sie sollten
ihre Erkenntnisse austauschen und daraufhin die bestmögli-
chen Emissionsstandards festsetzen. Ein Programm zur Er-
höhung des Anschlußgrads, das auch die Finanzierung der
Investitionen behandelt sollte vereinbart werden.
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Naturschutz

Naturschutz sollte ein wichtiger Teil eines Plans für die Elbe
sein. Wenn er hier nur kurz abgehandelt wird, liegt es an der
zufalligen Zusammensetzung der Arbeitsgruppe.

Die erste Stufe eines Naturschutzplans sollte dahingehend
vereinbart werden, daß jeder Staat so handelt, daß keine Tier-
oder Pflanzenart ausgerottet wird.

Dr. Grewe: Ich muckte hier eine Sache, die ich persön-
lich verfolge, erzählen. Bei den genetischen Ressourcen
der Elbe ist eine Nutzfischart uns allen vertraut, daß ist
der Hering, der bei Neuwerk Kiesbettlaicher ist.... Seit
ein paar Jahren wird nicht mal mehr eine Statistik ge-
führt, weil die in ihrem Bestand so weit runter sind. ...
was da reinspielt, ist die ganze Hafen (und Fahrrin-
nen)baggerung, die die Kiesbetthücherei nicht mehr mög-
lichmacht, weil die Kiesbetten verschlammen. ... Da ge-
rade die Laichzeit des Eibherings ist: ich halte den fiir
ein wirklich relevantes Demonstrationsobjekt, um zu zei-
gen, wie man Umweltverantwortung wahrnimmt. Wenn
dieser Bestand ausgelöscht ist, dann sind die von der Er-
de verschwunden, und wir haben sie beseitigt dadurch,
daß wir ihr Kiesbett beseitig! haben.

Als zweite Stufe folgt, vertriebene Arten wieder einzubürg-
ern und vorhandene Bestände in ihrem Umfang zu erhalten.
Neben der Verbesserung der Wasserqualität ist es dafür auch
nötig, Hindernisse auf den Wanderwegen von Tieren zu ent-
schärfen, also Fischleitern an Staustufen einzurichten, und
Ruhe- und Rückzugsgebiete zu erhalten. Eine besondere Ver-
antwortung des Staates besteht für die Gebiete, die als „in-
ternational bedeutend" einzustufen sind.

Drittens sollen die Bestände wildlebender Tiere und-Pflan-
zen soweit erhöht werden, daß sie wieder nutzbar werden.
Nutzbar nicht nur im Sinne von wirtschaftlich, also z.B. zur
Fischerei, sondern auch als Bereicherung der Lebensqualität
oder, wie es in der DDR heißt, Landeskultur sowie der Wis-
senschaft.
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Investitionen für den Umweltschutz

Wie weit und wie schnell der Plan für die Elbe verwirklicht
wird, hängt von der Geldmenge ab, die man investiert. Hier
haben die sozialistischen Staaten größere Probleme als die
Bundesrepublik. Wie hier ein Ausgleich geschaffen werden
kann, wird in dem untenstehenden Zeitungsinterview mit Dr.
Schwartau dargelegt, das einigen Vorurteilen entgegenwirkt,
die hierzulande verbreitet sind. Im Seminar fiel es den Ver-
tretern der Umwcltbehörde leider immer noch schwer, sich
von Illusionen zu trennen. Es wird geradezu beklagt, eine hal-
be Milliarde Mark für das neue Klärwerk Dradenau ausge-
geben zu haben, wo man mit dem Geld in der DDR viel mehr
hätte erreichen können. In Wahrheit wird so eine Scheinal-
ternative aufgebaut.

Kuhbier: Wenn man eine Eibregierung der Ökologen ma-
chen würde, so und soviel Geld haben die Volksn-irtschaf-
ten zur Verfügung, um in den Umweltschutz zu investie-
ren, dann nähmen wir das Geld und taten 's irgendwo an-
ders hin. ... Das sind natürlich sehr theoretische Ansät-
ze, ... weil das Geld des Sielbenutzungsgebührenzahlers,
den ich ja hier voll belaste mit dem Klünverk Dradenau,
das krieg' ich nie in die DDR. — Dr. Schwartau: Öko-
nomisch nie, aber politisch ja! — Kuhbier: ... Deswegen
müssen wir mit Paraltelaktionen was machen und versu-
chen, auf Grund der hohen Investitionen, die wir selber
bei uns ausgeben, und die wir auch ßnanzieren können,
weil es uns volkswirtschaftlich leicht füllt, deutlicft zu ma-
chen, daß ein überschießender Teil als Beitrag für Maß-
nahmen in die DDR oder CSSR gebracht werden muß und
... wenn ich die Elbe hier sauberer anbringe, dann kann
ich auch wieder Elbuferßltrate für meine Trinkwassen'er-
sorgung nutzen, d.h. ich habe auch den Eigennutzen. ...

Welches Geld steht aber dann noch ungebunden an Wasser-
gesetze und Gebührenordnungen zur Verfügung? Und
kommt es im richtigen Moment?

Dr. Schwartau: Im Moment ist die DDR dabei, die Prio-
ritäten im Umweltschutz deutlich zu verändern bzw. über-
haupt Prioritäten zu setzen. Sie hat 1985 noch 90% des
Geldes, was für Umweltschutz zur Verfügung stand, aus-
gegeben, um den Frischwasseranschluß von Neubauge-
bieten zu subventionieren. Das hat dazu geßthrt, daß sie
heute 75% aller Haushalte am Rohr hat, aber 25%
des Gesamtabwassers laufen vom Rohr (durchs Haus) di-
rekt ins Wasser. Das ist der Ansatzpunkt, Klünverke zu
bauen. ...

Da haben wir uns (im DIW) Gedanken gemacht, wie
kommt die DDR zu Geld, ohne daß uns das was kostet.

Und zwar haben wir im Hintcrkopf, daß wir Plus machen.
Das fängt beim innerdeutschen Handel an, und das hört
bei zu unterlassenden Investitionen bei uns dann auf, da-
zwischen liegen noch die vermiedenen Schäden. Ich fan-
ge mal mit dem Unmöglichsten an. Was sehr viel Geld auf-
bringen könnte, wäre eine Umweltanleihe für die DDR,
jeder kann sie zeichnen, bringt 4% Zinsen. Da geht die
DDR erstmal noch nicht ran, aber vielleicht ja in zehn
Jahren. Das zweite, wir wollen ja immer mal was von der
DDR, schneller von Berlin nach Hannover und ähnli-
ches. Bisher war die DDR natürlich immer interessiert,
so etwas zu tun und das Geld einzustecken. Aber wir wür-
den vielleicht noch mehr ausgeben, wenn sie das Geld
zweckgebunden venvenden würde, z.B. zur Reinhaltung
der Elbe. Wenn wir die Förderinstrumente in der Bundes-
republik, die Kreditanstalt für Wiederaufbau oder die Zo-
nenrandförderung auch in den Dienst der Elbe stellt,
dann könnte man, das haben wir rechnen lassen von Ex-
perten, auf 10 Jahre verteilt mit 850 Mio. DM in der DDR
ein Investitionsvolumen von 20 Milliarden Mark hen-or-
locken. Davon würden 2/3 in der DDR selbst gebaut, 1/3
würde den innerdeutschen Handel beflügeln. Wenn wir
richtig rechnen, haben wir die 850 Millionen über die
Mehrwertsteuer schon wieder drin. ... Da hätte man an
sich auch Mittel in der richtigen Größenordnung zusam-
men.

Doch halt! Werden die Kommunisten uns das danken?
Dr. Flügge: Klassisches Beispiel: Die DDR über-
schwemmt die EG mit Stickstoffdünger, hergestellt in Pie-
steritz, Elbefracht (der Einleitung der Produktionsanla-
ge) Ammonium in der Größenordnung 10 Tonnen/Tag.
Wir haben ein supermodernes Stickstoffdüngemittelwerk
in Bnmsbüttel, kurzarbeitlich gelegt, mit Tagesemissio-
nen Ammonium bei 30 Kilogramm. Wenn Sie jetzt das
DDR-Werk sanieren und sagen, ich saniere nicht die Klär-
anlage (lohnt nicht mehr), sondern ich muß zumindest
di\c Teilfinanzierung einer modernen umweltfreundli-
chen Produktionstechnologie mit einschreiben, dann er-
zeugen Sie Konkurrenten für diesen Markt.



Dr. Schwartau: ... mit dem Stickstoff, wie ist denn das
Geschäft gelaufen? Die DDR hat teuren Stickstoffdünger
immer von uns bezogen. Und irgendwann haben die dann
gesagt: „Dir seid aber teuer!" — „Aber ihr kriegt ja auch
besten Dünger." — „Ja, dann wollen wir so einen selbst
produzieren." Dann hat man denen eine Anlage verkauft,
die Franzosen haben den Zuschlag gekriegt, um aus so-
wjetischem Erdgas Stickstoffdünger zu machen. Dann
hat man ihnen auch erziihlt: „damit es sich richtig schön
lohnt für euch, macht mal gleich mehr, könnt ihr prima
verkaufen, ihr wißt ja, 800 DM die Tonne." Und als sie
in Betrieb gehen, ging der Preis auf 300 DM die Tonne,
und zwar in ganz Europa. Das heißt, wir haben es hier
mit nonnalen weitbewerblichen Prozessen unter uns zu
tun. ... Es interessiert sonst überhaupt kein Schwein,
wenn die BASF in Frankreich ein Werk baut, und dieser
französische Stickstoffdünger uns überschwemmt. ... Nur
weil's die DDR ist, macht die uns fertig? Ausgerechnet
die!... Man hat doch eigentlich die Erkenntnis volkswirt-
schaftlich, wenn ich einen Partner stärke, haben beide
was davon.

In der Bundesrepublik muß politisch entschieden werden, ei-
nen Geldtopf zu füllen, der mit den anderen Töpfen, aus de-
nen hier Umweltschutz bezahlt wird, erstmal nichts zu tun
hat. DDR und CSSR haben Interesse an dem neuen Topf und
werden die Randbedingung „Entlastung der Elbe" akzeptie-
ren, sofern die ökonomischen Bedingungen fair sind. Das
heißt, die BRD schreibt nicht anderen Staaten die Prioritäten
vor, vor allem nicht, wenn dahintersteckt, Konkurrenz vom
eigenen Markt fernzuhalten oder Kredite auf Anlagen zu len-
ken, die DDR und CSSR dann doch hier kaufen müßten. Um
ein Maximum an Umweltentlastung zu erreichen, muß die
Kreditvergabe mit einem ökologischen Plan abgestimmt wer-
den, der von einer Elbekommission aufgestellt und kontrol-
liert (ökologische Buchhaltung) wird.








